
der Bundesrätin Sehartei 
und weiterer Bundesräte 

Entsch ließu ngsantrag 

betreffend Sonderpflegeurlaub für Arbeitnehmer mit Betreuungspflichten 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 4, Beschluss des Nationalrates vom 23. 
September 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsvertragsrechts­
Anpassungsgesetz geändert wird (351 d.B. und 361 d.B.) in der 912. Sitzung des 
Bundesrates, am 25.09.2020 

In der Nationalratssitzung vom 3. April 2020 wurde der Sonderpflegeurlaub für 
Arbeitnehmer mit Betreuungspflichten geregelt. Trotz mehrfacher Aufforderungen 
durch die Opposition war die schwarz-grüne Bundesregierung nicht bereit, hier eine 
umfassende Regelung zu beschließen, die den betroffenen Arbeitnehmern mit 
Betreuungspflichten einen Rechtsanspruch auf Sonderpflegeurlaub mit gleichzeitiger 
100 prozentiger Lohnkostenübernahme durch den Bund einzuführen. In diesem 
Zusammenhang setzen wir eine neuerliche Initiative, um hier für soziale Gerechtigkeit 
zu sorgen, und eine nachhaltige Lösung im Sinne der Betroffenen umzusetzen: 

-Ein Rechtsanspruch auf Dienstfreistellung zur Betreuung eines Kindes ab dem 
Zeitpunkt der behördlichen Schließung von Lehranstalten und 
Kinderbetreuungseinrichtungen, für die Betreuung von Kindern bis zum vollendeten 
14. Lebensjahr, für die eine Betreuungspflicht besteht, 

-Eine idente Lösung mit Rechtsanspruch soll gelten, wenn eine Betreuungspflicht für 
Menschen mit Behinderungen besteht, die in einer Einrichtung der Behindertenhilfe 
oder einer Lehranstalt für Menschen mit Behinderungen bzw. einer höher bildenden 
Schule betreut oder unterrichtet werden, und diese Einrichtung oder Lehranstalt bzw. 
höher bildende Schule auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise oder vollständig 
geschlossen wird, oder auf Grund freiwilliger Maßnahmen die Betreuung von 
Menschen mit Behinderung zu Hause erfolgt. 

-Eine idente Lösung mit Rechtsanspruch soll für Angehörige von pflegebedürftigen 
Personen, wenn deren Pflege oder Betreuung in Folge des Ausfalls einer 
Betreuungskraft nach dem Hausbetreuungsgesetz, BGBI. 1 Nr. 33/2007 nicht mehr 
sichergestellt ist oder für Angehörige von Menschen mit Behinderungen, die 
persönliche Assistenz in Anspruch nehmen, wenn die persönliche Assistenz in Folge 
von COVID-19 nicht mehr sichergestellt ist. 

-Arbeitgeber haben Anspruch auf Vergütung von 100 Prozent des in der 
Sonderbetreuungszeit an die Arbeitnehmer gezahlten Entgelts durch den Bund. 
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Daher stellen die unterzeichnenden Bundesräte folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Die Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend wird aufgefordert, dem Nationalrat 
umgehend eine Regierungsvorlage zuzuleiten, die 

- einen Rechtsanspruch auf Dienstfreistellung zur Betreuung eines Kindes ab dem 
Zeitpunkt der behördlichen Schließung von Lehranstalten und 
Kinderbetreuungseinrichtungen, für die Betreuung von Kindern bis zum vollendeten 
14. Lebensjahr, für die eine Betreuungspflicht besteht, beinhaltet 

-einen Rechtsanspruch auf Dienstfreistellung zur Erfüllung der Betreuungspflicht für 
Menschen mit Behinderungen beinhaltet , die in einer Einrichtung der Behindertenhilfe 
oder einer Lehranstalt für Menschen mit Behinderungen bzw. einer höher bildenden 
Schule betreut oder unterrichtet werden, und diese Einrichtung oder Lehranstalt bzw. 
höher bildende Schule auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise oder vollständig 
geschlossen wird, oder auf Grund freiwilliger Maßnahmen die Betreuung von 
Menschen mit Behinderung zu Hause erfolgt 

-einen Rechtsanspruch für Angehörige von pflegebedürftigen Personen umfasst, wenn 
deren Pflege oder Betreuung in Folge des Ausfalls einer Betreuungskraft nach dem 
Hausbetreuungsgesetz, BGBI. 1 Nr. 33/2007 nicht mehr sichergestellt ist oder für 
Angehörige von Menschen mit Behinderungen, die persönliche Assistenz in Anspruch 
nehmen, wenn die persönliche Assistenz in Folge von COVID-19 nicht mehr 
sichergestellt ist 

-für den Arbeitgeber einen Anspruch auf Vergütung von 100 Prozent des in der 
Sonderbetreuungszeit an die Arbeitnehmer gezahlten Entgelts durch den Bund 
umfasst 

396/UEA-BR/2020 - Entschließungsantrag (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




		2020-09-29T09:24:46+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




